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BMG fördert Forschung 
zur Suizidprävention

Insgesamt »bis zu drei Millio-
nen Euro« will das Bundesge-
sundheitsministerium (BMG) 
für mehrere Forschungsvor-
haben ausgeben, um »neue 
Erkenntnisse zu gewinnen, 
die wesentlich zur evidenz-
basierten Förderung der Sui-
zidprävention in Deutschland 
beitragen«. So steht es in 
einer neuen BMG-Richtlinie, 
veröffentlicht am 30. Juli 2024. 
Förderungswürdig seien 
wissenschaftliche Projekte, 
die Suizidversuche und dafür 
genutzte Methoden und Orte 
systematisch erheben – mit 
dem Ziel, »Risikogruppen 
und -faktoren« zu identifizie-
ren. Wissenschaftler*innen, 
die den medialen Umgang 
mit Suizid, Suizidhilfe und 
Suizidalität analysieren 
wollen, können ebenfalls 
Fördergelder beantragen; 
perspektivisch sollen laut 
BMG-Richtlinie »Medien-
Leitfäden« und andere 
»Handlungsempfehlungen« 
für Multiplikator*innen ent-
wickelt werden. Unterstützt 
werden zudem Forschungs-
vorhaben, die Beratungs-
angebote für Hilfesuchende 
systematisch erfassen, zum 
Beispiel Telefon-, Chat- und 
Messenger-Angebote. Welche 
Vorhaben im Einzelnen als 
förderungswürdig erscheinen,  
sollen unabhängige Gutach
ter*innen bewerten; der Start 
der vom BMG ausgewählten 
Projekte ist für Frühjahr 
2025 vorgesehen. Was dabei 
herauskommt, soll allgemein 
zugänglich werden: Zuwen 
dungsempfänger*innen, die 
Forschungsergebnisse in 
einer wissenschaftlichen 
Zeitschrift veröffentlichen, 
sollen dafür sorgen, »dass 
der Öffentlichkeit der unent-
geltliche elektronische Zugriff 
(Open-Access) auf den Bei-
trag möglich ist«, verlangt die 
BMG-Förderrichtlinie namens 
»Suizidprävention stärken«.

Suizidprävention  
gesetzlich verankern

Das Statistische Bundesamt veröffentlicht 
alljährlich eine erschreckende Bilanz, am 

9. September war es wieder so weit. »Jeder 100. 
Todesfall in Deutschland ist ein Suizid«, erklärten 
die behördlichen Statistiker*innen; laut ihren 
Zahlen haben sich 2023 hierzulande 10.304 Men-
schen selbst getötet – 1,8 Prozent mehr als 2022. 
Auffällig ist der hohe Anteil alter Menschen: 
2.342 (22,7 %) derjenigen, die sich 2023 das Le-
ben nahmen, waren mindestens 80 Jahre alt. 

Die offizielle Statistik enthält keine Angaben  
dazu, wie und warum der Suizid ausgeführt wur-
de; auch erfasst sie nicht, ob gelegentlich Hilfe 
zur Selbsttötung geleistet wurde. Zudem sagt die 
Statistik nichts über versuchte Suizide, die nach 
Schätzungen diverser Fachleute 10- bis 20-mal 
häufiger vorkommen sollen als registrierte Selbst-
tötungen. Interpretationen allein auf Basis der 
Suizidstatistik sind also seriös nicht möglich.

Seit Jahren unstrittig ist aber, was der Präsident 
der Bundesärztekammer (BÄK) am 10. September  
sagte: »Allein diese Zahlen begründen die Notwen- 
digkeit größter Anstrengungen in der Suizidpräven- 
tion«, so Klaus Reinhardt. »Es ist unsere gemeinsa-
me Verantwortung, Menschen in suizidalen Krisen 
die Hilfe zu bieten, die sie dringend benötigen.« 
Der BÄK-Präsident fordert, die Bundesregierung 
müsse ihrer im Mai vorgestellten Suizidpräven
tionsstrategie (→ BIOSKOP Nr. 106) »nun endlich  
ein umfassendes Suizidpräventionsgesetz folgen 
lassen«. Dieses sei »notwendig für die dauerhafte  
finanzielle Absicherung der einzelnen Maßnah
men«, erklärte Reinhardt. Der angemahnte Gesetz- 
entwurf, der laut einhelligem Bundestagsbeschluss 
vom 6. Juli 2023 (→ BIOSKOP Nr. 103) bis 30. Juni 
2024 hätte vorliegen müssen, fehlt noch immer, 
zuständig ist das Bundesgesundheitsministerium.

»Autonomieverlust«?

Suizidprävention gesetzlich zu verankern, for-
dert »mit Nachdruck« auch Ute Lewitzka, Fachärz-
tin für Psychiatrie und Psychotherapie. Lewitzka, 
zudem ehrenamtlich engagiert im wissenschaftli-
chen Beirat des Deutschen Hospiz- und Palliativ
Verbands (DHPV) und im D-A-CH-Forum 
»Suizidprävention und assistierter Suizid«, gibt in 
einer DHPV-Pressemitteilung vom 8. September 
außerdem zu bedenken: »Von diesen gesetzge-
berischen Fragen abgesehen setzt sich in unserer 
Gesellschaft leider immer mehr die Ansicht durch, 
dass sich helfen zu lassen gleichbedeutend mit  
Autonomieverlust ist.« Notwendig sei hingegen, 
»der psychischen Gesundheit und der Suizidprä-
vention in der Politik Priorität einzuräumen«. �

� Klaus-Peter Görlitzer  

»Münchner Erklärung«

Expert*innen aus Deutschland (D), Öster-
reich (A) und der Schweiz (CH) haben im 

August 2023 ein D-A-CH-Forum zum Thema 
»Suizidprävention und assistierter Suizid« ins 
Leben gerufen. Die Initiative, die sich als »po-
litisch und konfessionell neutral« verortet, will 
Aktivitäten der Suizidprävention über Länder-
grenzen hinweg entwickeln, ausbauen und ver-
netzen. Aus Deutschland sind unter anderem 
die Wissenschaftler*innen Claudia Bausewein, 
Ute Lewitzka, Reinhard Lindner und Barbara 
Schneider dabei.

Am 9. Juni 2024 beschloss das D-A-CH-
Forum seine »Münchner Erklärung«, diese 
betont: »Kein Mensch soll durch gesellschaftli-
chen, ökonomischen und sozialen Druck zum 
assistierten Suizid gedrängt werden. Der Staat 
hat die Pflicht, Suizidprävention zu fördern, 
auszubauen und gesetzlich zu verankern.« 
Den im Forum versammelten Fachleuten ist 
wichtig, dass alle Mitarbeitenden in Institutio-
nen wie Heimen und Kliniken »Ergebnisse der 
Suizidforschung kennen« und dazu »qualifi-
zierte Fort- und Weiterbildungsmöglichkeiten« 
erhalten.

»Grundlegende Erkenntnis der Suizid-
forschung« sei, »dass suizidale Menschen im 
Allgemeinen nicht sterben, sondern ›so‹ nicht 
mehr leben wollen«. Wer während seiner 
beruflichen Tätigkeit mit einem Suizidhilfe-
Verlangen konfrontiert werde, habe dies 
»nicht als Handlungsauftrag zur Suizidassis-
tenz zu verstehen, sondern als Aufforderung, 
sich in die Situation des Gegenübers einzufüh-
len und darüber ergebnisoffen zu sprechen«. 
Zudem habe sie/er »die Verantwortung, ihm/
ihr mitmenschliche und gegebenenfalls fach-
liche Unterstützung zum Leben anzubieten«. 
Professionelle müssten »eigene Gefühle wie 
Überforderung, Mitleiden und Identifikation« 
kritisch reflektieren, »Super- und Intervision« 
können sie dabei unterstützen.

Die Münchner Erklärung thematisiert  
auch die »Verantwortung« der Medien, die 
nach Meinung der Unterzeichnenden »die 
Haltung zum assistierten Suizid in der Gesell-
schaft« beeinflussen. Zur medialen Darstellung 
von Suizidalität, Suizid und assistiertem Suizid 
sollten Empfehlungen »weiterentwickelt und 
angepasst werden« – zum Beispiel im Rahmen 
von Infoveranstaltungen und Workshops, an 
denen Forschende, Expert*innen für Suizid-
prävention und auch Journalist*innen teil
nehmen.  �

Die Münchner Erklärung steht online zum  
Download bereit: https://www.d-a-ch-forum.org/


